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Gastautor
Florian Schöne (47) ist
Agrarexperte und stellver-
tretender Fachbereichslei-
ter Naturschutz und Um-
weltpolitik in der Bundesge-
schäftsstelle des Natur-
schutzbundes Deutschland
(NABU) in Berlin.

Nach einem langen Hin und Her
macht sich Rot-Grün in Niedersach-
sen nun endlich daran, die Vorgabe

des Koalitionsvertrages von 2013 für mehr
direkte Demokratie umzusetzen. Die Hür-
den für Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide sollen sinken. Doch der ganz
großeMut fehlt dem Kabinett aus SPD und
Grünen; die Novelle bleibt aus Wähler-
sicht weit hinter den Regeln in anderen
Bundesländern zurück.

Das gilt nicht nur für die im Vergleich im-
mer noch zu hohen Prozentgrenzen zur
Einleitung eines Begehrens oder für den
Erfolg eines Entscheids. Niedersachsen
traut auch seinen Einwohnern bei der
wichtigen Frage der Bauleitplanung offen-
bar nicht über denWeg. Über Wohnge-
biete, Industrieansiedlungen oder große
Straßenprojekte sollen die Bürger bitte-
schön auch künftig nicht mitreden dürfen.
Warum die rot-grüne Regierung hier vor
demWiderstand der Kommunalen Spitzen-
verbände eingeknickt ist, erschließt sich
nicht. Andernorts – selbst im schwarz ge-
führten Bayern – funktioniert diese Form
derMitsprache doch auch ganz gut, ohne
dass die Verwaltung dadurch lahmgelegt
würde. Bericht Seite 14
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S
chlimmer hätte es für Spanien
kaum kommen können: Der kon-
servative Ministerpräsident Ma-
riano Rajoy hat nach seiner Wahl-
schlappe im Dezember praktisch

keine Chance, eine neue Regierung zu
bilden. Die oppositionellen Sozialisten
sind so zerstritten, dass auch eineMitte-
Links-Regierung unter Einschluss der
neuen und mächtigen Protestbewegung
Podemos in immer weitere Ferne rückt.

Ein monatelanger Machtkampf droht
das Königreich zu lähmen. Ein politi-
sches Ringen, das nach derzeitiger Lage
wenig Aussicht auf einen Sieger, aber
jetzt schon zwei Verlierer hat: den spani-
schenWähler, der hilflos zusehen muss,
wie das angeschlagene Land vor sich
hin schliddert. Und die EU, die zittert,
dass Spanien, in dem eigentlich leichte
Hoffnung auf Erholung bestand, wieder
von der Bahn abkommt.

Ende Januar will Rajoy den verzweifel-
ten Versuch starten, vom Parlament er-
neut zum Regierungschef gewählt zu
werden. Seine Wiederwahl sei „das
Beste für das Land“, glaubt er selbst.
Doch sie gilt als praktisch unmöglich.

Vor allem, weil Rajoy nach vier Jah-
ren Austeritätspolitik (sie steht für Ein-
sparungen und Entbehrungen), die er
im Alleingang und ohne Dialog durchge-
setzt hat, viel verbrannte Erde und eine
zornige Opposition hinterlassen hat.
Auch der Verdacht, dass der Premier in
Korruptionsfälle verwickelt ist oder
diese zumindest deckte, hat zum Ver-
trauensbruch beigetragen.

Wenn bis EndeMärz keine Regierung
steht, muss Spaniens König und Staats-
oberhaupt Felipe Neuwahlen ansetzen,

die dann vielleicht EndeMai stattfinden
könnten. Ein Albtraum, der das Land,
das sich bereits seit Sommer 2015 im
Wahlkampfmodus befindet, erneut in
eine zermürbende, teure Stimmen-
schlacht stürzen und den politischen
Stillstand weiter verlängern würde.

Politische Erstarrung ist jedoch das
Letzte, was sich Spanien derzeit erlau-
ben kann. Denn die tiefe Finanz- und
Wirtschaftskrise ist noch lange nicht
überwunden. Spaniens Schuldenberg
wächst weiter, zumal Rajoy die von der
EU-Kommission geforderte Ausgaben-
disziplin zuletzt wieder über Bord gewor-
fen und das Haushaltsdefizit nicht unter
Kontrolle gebracht hat. Es war 2015 mit
annähernd fünf Prozent das höchste der

ganzen Eurozone. Und Spaniens er-
staunliches Wirtschaftswachstum, das
aktuell auf rund drei Prozent geschätzt
wird, ist – wenigstens zum Teil – ein Auf-
schwung auf Pump.

Auf einem anderen Blatt steht, ob von
einer neuenMitte-Links-Regierung
unter Führung der Sozialisten mehr
Sparsamkeit zu erwarten wäre. Sozialis-
tenchef Pedro Sánchez wie der Podemos-
Vorsitzende Pablo Iglesias sind erklärte
Gegner der EU-Austeritätspolitik. Beide
wollen die Defizitziele lockern und die
stark geschrumpften Etats für Arbeitsför-
derung, Bildung, Forschung und staatli-
che Investitionen wieder ausbauen.

Wenig Zweifel besteht daran, dass ein
Wandel in Spanien nottut. Denn Rajoys

Konservative haben, gemessen amWahl-
ergebnis, 71 Prozent der Bevölkerung
gegen sich. Vermutlich auch, weil von
wirtschaftlicher Erholung wenig zu spü-
ren ist. Die offiziellen Regierungsmel-
dungen über die „Schaffung von Hun-
derttausenden neuen Jobs“ fallen in
sich zusammen, wenn man weiß, dass
90 Prozent dieser Arbeitsplätze „Müll-
Zeitverträge“ sind, die nur einige Tage,
Wochen oder Monate bestehen. Die offi-
zielle Arbeitslosenquote ist mit 21 Pro-
zent weiterhin schockierend hoch. Die
Quote der von Armut bedrohten Spanier
ist unter Rajoy auf nahezu 30 Prozent ge-
wachsen. Hunderttausende junge
Leute, die keinen vernünftigen Job und
kein Auskommen haben, müssen ihr
Glück im Ausland suchen.

Die Rentenkasse wurde von der kon-
servativen Regierung ausgeplündert,
umwenigstens die ältere Bevölkerung,
aus der sich Rajoys Wähler vorwiegend
rekrutieren, bei der Stange zu halten.
Diese Suppe muss demnächst die junge
Generation auslöffeln, die sich freilich
ohnehin frustriert von der konservativen
Volkspartei abgewandt hat und Spa-
niens Protestparteien, die große linksal-
ternative Bewegung Podemos (Wir kön-
nen) und die kleinere liberale Plattform
Ciudadanos (Bürger), erstarken ließ.

Völlig brach liegt zudem die Umwelt-
politik, die ja ebenfalls etwas mit Zu-
kunftsvisionen zu tun hat. Es spricht für
die Kopflosigkeit der bisherigen Regie-
rung, dass ausgerechnet in einem Land,
das vom Klimawandel mehr als andere
betroffen sein wird, die umweltbelas-
tende Kohlekraft hochgefahren und die
sauberen Energiequellen Sonne, Wind
undWasser heruntergedreht wurden.

Arbeit und Herausforderungen für
eine neue Regierung gibt es mehr als ge-
nug. Umso schlimmer, dass durch quä-
lend langes Machtgerangel wertvolle
Zeit verrinnt. politik@weser-kurier.de

Wird dem de facto ausgesetzten Dub-
lin-Abkommen neues Leben einge-
haucht? Das Bundesinnenministe-

riumwill nun auf Basis der Dublin-Regeln
Flüchtlinge nach Griechenland zurückfüh-
ren. Bislang waren Überstellungen ge-
stoppt, weil dort eine menschenwürdige
Versorgung nicht möglich war. Und seit
Jahreswechsel schickt die Bundespolizei
Hunderte Flüchtlinge, die etwa einen Asyl-
antrag in Schweden stellen wollen, zurück
nach Österreich. Denn einMigrant muss
dort Asyl beantragen, wo er EU-Boden be-
tritt. Deshalb können die Regelungen aber
nur auf jene Migranten angewendet wer-
den, die in einem anderen EU-Staat regis-
triert sind. Das ist aber selten der Fall, weil
fast alle Länder auf der Balkan-Route die
Flüchtlinge durchgewunken haben.

Innenminister Thomas deMaizière
(CDU) verfolgt mit „Dublin reloaded“ zwei
Ziele. Nach außen soll Menschen in Syrien
und Irak signalisiert werden, dass es künf-
tig schwerer sein wird, in Deutschland
Asyl zu bekommen. Nach innen lautet
seine Botschaft: Wir versuchen den Zuzug
spürbar zu verringern. Doch die Praxis
wird zeigen: In diesem Europa gibt es Dub-
lin nur noch auf dem Papier. Bericht Seite 4

norbert.holst@weser-kurier.de

über die Asylpolitik: „Der Druck der
eigenen Basis und die bevorstehenden
Landtagswahlen bringen Unionspar-
teien und SPD dazu, ihre Asylpolitik
beinahe täglich zu ändern. Ein ,Plan B’
fehlt allerdings nach wie vor. Erst vor
vier Wochen hat sich der Karlsruher
CDU-Parteitag einmütig hinter die
Merkelsche Willkommenskultur ge-
stellt. Nun genügt ein Wochenende,
und der Parteivorstand verschärft den
Ton. Die CDU will inzwischen schon
im Falle von Bewährungsstrafen das
Recht auf Asyl aussetzen.“

Die intensive Agrarwirtschaft in
Deutschland verursacht seit Jahrzehn-
ten erhebliche Dünge-Überschüsse.

Das politisch erklärte Ziel, den Düngemit-
teleinsatz in der Landwirtschaft auf ein um-
weltverträglichesMaß zurückzuführen
und dabei Wirtschaftsdünger wie Gülle
wieder als wertvollen Nährstofflieferanten
zu begreifen, wurde bislang nicht erreicht.
Im Gegenteil: In vielen Regionen ist der
Stickstoffüberschuss in den vergangenen
Jahren infolge des Booms bei Massentier-
haltung und Biogasanlagen deutlich ange-
stiegen und beträgt im Schnitt rund 100 Ki-
logramm pro Hektar.

Ein Teil der Überschüsse gelangt in Luft
undWasser – und belastet unter anderem

das Grundwasser, die Hauptquelle unse-
res Trinkwassers. Über die Hälfte der
Grundwasservorkommen in Deutschland
weist zu hohe Nitratwerte auf. In 60 Pro-
zent der niedersächsischen Grundwasser-
körper wird der Grenzwert von 50 Milli-
grammNitrat pro Liter und damit der
Grenzwert für Trinkwasser überschritten.
Aus diesem Grund hat die Europäische
Kommission im vorigen Jahr ein Vertrags-
verletzungsverfahren gegen die Bundesre-
publik wegen unzureichender Umsetzung
der Nitrat-Richtlinie eingeleitet.

Besonders betroffen ist das westliche
Niedersachsen, wo eine sehr hohe Vieh-
dichte auf viele Biogasanlagen sowie auf
Gülle-Importe aus den Niederlanden stößt.
Allein imWeser-Ems-Gebiet fehlen da-
durch fast 200000 Hektar Fläche für eine
umweltverträgliche Gülleausbringung.
Für die bloße Entsorgung der Gülle wer-
den daher hohe Beträge gezahlt: Der einst-
mals wertvolle Nährstoff verkommt zuneh-

mend zu einem Schadstoff. In der Folge
mussten in den vergangenen Jahren ge-
rade in Niedersachsen zahlreiche Brunnen
aufgegeben oder in tiefere Schichten verla-
gert werden.

Vor diesem Hintergrund fordern zahlrei-
che Trinkwasserversorger undWasser-
werke seit vielen Jahren grundlegende
Verbesserungen des Düngerechtes. Auch
aus Umweltsicht ist eine grundlegende
Nachbesserung der agrar- und umweltpoli-
tischen Handlungsinstrumente überfällig.
Dies betrifft insbesondere die laufende No-
velle der Düngeverordnung, bei der deut-
lich anspruchsvollere Ziele zur Stickstoffre-
duzierung vereinbart werden müssen.

So sollte der maximal zulässige Nähr-
stoffüberschuss auf ein Minimum be-
schränkt und eine vollständige Bilanzie-
rung aller Nährstoffe eingeführt werden.
UmGülletourismus zu vermeiden, sollte
zudem jeder Landwirt sämtliche Nährstoff-
ströme transparent in einer Datenbank do-

kumentieren. Schließlich sind Sanktionie-
rungen bei Überdüngung einzuführen, da-
mit insbesondere in den Gülle-Hochbur-
gen die Probleme bewältigt werden kön-
nen. Wenn es nicht bald gelingt, die Nähr-
stoffmengen in umweltverträglichere Bah-
nen zu lenken, werden wir neben dem
Trinkwasserschutz zahlreiche weitere
Ziele des Natur- und Klimaschutzes deut-
lich verfehlen.

Eingeknickt
Peter Mlodoch
über Bürgerentscheide Spaniens Krankheit

heißt Stillstand
Ralph Schulze
über die Krise in Madrid

Nur Papier
Norbert Holst
über das Dublin-Abkommen

über Köln und die Folgen: „Die Polari-
sierung der Gesellschaft ist besorgnis-
erregend. Ihr zu begegnen,wird neben
der Aufnahme der Flüchtlinge die
zweite großeHerausforderung des Jah-
res sein. Damit Deutschland die Zer-
reißprobe unbeschadet besteht, bedarf
es einer gemeinsamenAnstrengung al-
ler gesellschaftlich relevanten Kräfte.“

Wie ein Nährstoff zum Schadstoff verkommt
Florian Schöne
über den Einsatz von Gülle

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.
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Klaus Stuttmann

Die Rheinpfalz

„Neue Osnabrücker Zeitung“

Lausitzer Rundschau
über den Ausstieg aus der Kohlever-
stromung: „Deutschland hat sich in El-
mau beim G7-Treffen und in Paris
beim Klimagipfel für eine ,Dekarboni-
sierung’ des Wirtschaftens eingesetzt,
Kanzlerin und Umweltministerin per-
sönlich. Wenn es aber um die Umset-
zung im eigenen Land geht, zögert
man. So werden die deutschen Klima-
ziele verfehlt. Und den betroffenen Re-
gionen hilft es letztlich auch nicht,
wenn die Entscheidung, die sowieso ir-
gendwann kommen muss, immer wei-
ter hinausgeschoben wird.“

Der spanische Wähler
muss hilflos zusehen, wie
das angeschlagene Land
vor sich hin schliddert.


